
Die Abhängigkeit von Leistungen nach dem SGB II oder XII kann auch dann im Sinn von § 10
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StAG zu vertreten sein, wenn der Einbürgerungsbewerber es über längere Zeit
unterlassen hat, durch zumutbare Arbeit Rentenanwartschaften zu erwerben.

 (Amtlicher Leitsatz)

13 S 1487/06

VGH Baden-Württemberg

Urteil vom 12.3.2008

T e n o r

Auf die Berufung des Beklagten wird das Urteil des Verwaltungsgerichts Sigmaringen vom 25.
Januar 2006 - 5 K 1868/04 - geändert. Die Klage wird abgewiesen.

Der Kläger trägt die Kosten des Verfahrens in beiden Rechtszügen.

Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d

Der Kläger begehrt eine Einbürgerungszusicherung.

Der am ...1942 geborene Kläger ist serbischer bzw. kosovarischer Staatsangehöriger und albani-

scher Volkszugehöriger aus dem Kosovo, wo der als Kunstprofessor oder -lehrer tätig war

(Bildhauer). Er reiste am ...1991 zusammen mit seiner Ehefrau und seinen vier Kindern in die

Bundesrepublik Deutschland ein und wurde mit Bescheid des Bundesamtes für die Anerkennung

ausländischer Flüchtlinge vom ...1994 als Asylberechtigter anerkannt; zugleich wurde festgestellt,

dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 hinsichtlich des Herkunftsstaates vorliegen. Mit

Bescheid vom 9.6.2004 widerrief das Bundesamt seine Anerkennung als Asylberechtigter und die

Feststellung, dass die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 AuslG vorliegen; zugleich stellte es fest,

dass Abschiebungshindernisse nach § 53 AuslG nicht vorliegen. Das Verwaltungsgericht

Sigmaringen verpflichtete das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, nachdem der Kläger die

hiergegen erhobene Klage im Übrigen zurückgenommen hatte, ein Abschiebungshindernis nach §

60 Abs. 7 AufenthG in Bezug auf Serbien und Montenegro festzustellen (Urteil vom 12.1.2005 -

A 1 K 11108/04 -).



Seit dem 27.9.1994 besitzt der Kläger eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis. Er stand in folgen-

den Beschäftigungsverhältnissen, für die er jeweils auch die ausländerrechtlichen Arbeitserlaub-

nisse besaß:

04.02.1992 - 06.11.1992  Firma ...

05.04.1994 - 15.04.1994  Firma ...

22.10.1996 - 24.12.1996  Firma ...

02.06.1998 - 31.08.1999  Firma ...

23.02.2000 - 29.02.2000  Firma ...

23.10.2001 - 30.11.2001  Firma ...

Eine amtsärztliche Untersuchung vom ... 1997 führte zur Feststellung, dass er wegen eines Band-

scheibenvorfalls auf Dauer keine körperlich schweren und wirbelsäulenbelastenden Tätigkeiten

ausüben könne, sondern nur noch solche in temperierten Räumen mit Bewegungswechsel mit

zumindest zeitweiliger sitzender Körperhaltung. Das Arbeitsamt ... hielt am 25.6.2003 eine Ver-

mittlung auf Grund seines Alters und der Stellensituation für derzeit unmöglich.

Von 1992 an erhielten er und seine Familie, abgesehen von kurzen Unterbrechungen in den Jah-

ren 1997 und 1998, ergänzend laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und einmalige Sozialhilfe-

leistungen und Arbeitslosengeld bzw. Sozialgeld. Seit 1.5.2007 erhält er eine Rente (Altersrente)

in Höhe von derzeit 120,98 EUR. Zurzeit bekommt er für sich selbst er keine Leistungen nach

SGB II oder XII; seine Ehefrau und sein jüngster Sohn, der bei ihm im Haushalt wohnt und zur

Schule geht, erhalten jedoch Leistungen nach SGB II. Er selbst hat inzwischen wieder Grund-

sicherung im Alter nach SGB XII beantragt, nachdem das Kindergeld für seine Tochter,

weswegen sein entsprechender Antrag im Jahr 2007 abgelehnt worden war, weggefallen ist.

Der Kläger beantragte am 28.11.2002 seine Einbürgerung, nachdem er zuvor bereits im Jahr 2000

einen entsprechenden Antrag gestellt und wieder zurückgenommen hatte. Das Landratsamt ...

lehnte den Einbürgerungsantrag am 1.3.2004 mit der Begründung ab, die gesetzlichen Vorausset-

zungen für die Einbürgerung lägen nicht vor, weil der Kläger die Inanspruchnahme von Sozial-

und Arbeitslosenhilfe zu vertreten habe.

Mit Widerspruchsbescheid vom 1.9.2004 wies das Regierungspräsidium Tübingen den Wider-

spruch des Klägers gegen diesen Bescheid zurück. Zur Begründung führte es aus, der Kläger habe

sich nicht hinreichend intensiv um eine Beschäftigung bemüht, wie die Kürze der Beschäfti-

gungszeiten, die geringe Zahl der Beschäftigungsstellen und die fehlenden Nachweise über eine



Arbeitssuche zeigten. Insbesondere in seiner (1999 gekündigten) Tätigkeit als Lagerist habe er es

an Engagement und Interesse fehlen lassen. Als Kunstprofessor verfüge er über genügend intel-

lektuelle Fähigkeiten, so dass der vom Arbeitgeber angegebene Kündigungsgrund, er habe die

Tätigkeit nicht verstanden, nicht nachvollziehbar sei. Der Kläger könne sich auch nicht darauf

berufen, dass es inzwischen wegen seines Alters und seines Gesundheitszustandes schwerer

werde, eine neue Arbeit zu finden. Wenn er sich in früheren Zeiten stärker um einen Arbeitsplatz

bemüht oder um den Erhalt seines Arbeitsplatzes gekümmert hätte, wäre durch die Einzahlung

von Sozialversicherungsbeiträgen eine Reduzierung des Sozialleistungsbezuges möglich gewesen.

Der hiergegen erhobenen Klage hat das Verwaltungsgericht mit dem angefochtenen Urteil statt-

gegeben. Es hat die Entscheidung des Landratsamtes ... vom 26.3.2004 und den Widerspruchs-

bescheid des Regierungspräsidiums Tübingen vom 1.9.2004 aufgehoben, soweit sie den Kläger

betrafen, und den Beklagten verpflichtet, dem Kläger eine Einbürgerungszusicherung zu erteilen.

In den Entscheidungsgründen hat das Verwaltungsgericht ausgeführt, da nach dem Asylwiderruf

eine Einbürgerung unter Hinnahmen der Mehrstaatigkeit nicht mehr in Betracht komme, habe der

Kläger seinen Klagantrag zu Recht auf die Erteilung einer Einbürgerungszusicherung beschränkt.

Das Zusicherungsermessen sei hier auf die Pflicht zur Erteilung einer Einbürgerungszusicherung

reduziert. Die Voraussetzungen des § 10 StAG seien – abgesehen von der Aufgabe oder dem

Verlust der bisherigen Staatsangehörigkeit – gegeben. Dass er für sich und seine unterhalts-

berechtigten Familienangehörigen Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII in Anspruch

nehmen müsse, habe er nicht zu vertreten. Ein „Vertretenmüssen“ im Sinne von § 10 Abs. 1 Satz

3 (jetzt Satz 1 Nr. 3) StAG liege etwa bei schuldhaftem Verlust des Arbeitsplatzes vor, nicht

hingegen wenn er wegen seines Alters oder seines Gesundheitszustandes sozial(hilfe)rechtlich

nicht erwerbsverpflichtet oder erwerbsfähig sei. Dies sei der Fall. Nach der im Gerichtsverfahren

vorgelegten Stellungnahme des Gesundheitsamtes vom 21.12.2005 leide er unter mehreren,

teilweise schwerwiegenden Krankheiten (Zustand nach Herzhinterwandinfarkt 04/2004, Zustand

nach Rekanalisation und Stenteinlage bei Postinfarktangina, Bluthochdruck, Hypercholeste-

rinämie, Diabetes mellitus Typ 2, Wirbelsäulensyndrom). Diese äußerten sich in Angina-Pectoris-

Beschwerden, Rückenschmerzen, Schwindel, Müdigkeit und allgemeiner Schwäche. Hieraus

folgere das Gesundheitsamt starke gesundheitliche Einschränkungen, so dass lediglich eine Pfört-

nertätigkeit o.ä. in Frage komme. Ein solcher Arbeitsplatz stehe für den Kläger nicht zur

Verfügung. Das Arbeitsamt habe eine Vermittlung des Klägers schon vor seinem Herzhinter-

wandinfarkt im Hinblick auf sein Alter und die Stellensituation nicht mehr für möglich gehalten.

Damit liege aktuell ein vom Kläger nicht zu vertretender Grund für die Inanspruchnahme von

Leistungen nach SGB II/SGB XII vor. Ein solcher Grund könne entgegen der Meinung des

Beklagten auch nicht aus dem Verlust des Arbeitsplatzes im Jahr 1999 hergeleitet werden. Ob der



Kläger diesen Arbeitsplatzverlust zu vertreten habe, sei zwischen den Beteiligten streitig, bedürfe

hier aber keiner Klärung. Denn der Zurechnungszusammenhang eines verschuldeten Arbeitsplatz-

verlustes könne keine unbegrenzte „Ewigkeitswirkung“ haben, sondern durch weitere Entwick-

lungen wie etwa eine nachträglich eintretende Erwerbsunfähigkeit unterbrochen werden. Mit der

Regelung des § 10 Abs. 1 Satz 3 (jetzt Satz 1 Nr. 3) StAG habe der Gesetzgeber für den Einbürge-

rungsanspruch nach langjährigem rechtmäßigem Aufenthalt den fiskalischen Interessen geringeres

Gewicht beigemessen als bei den vorgelagerten aufenthaltsrechtlichen Entscheidungen (vgl. § 5

Abs. 1 Nr. 1, § 27 Abs. 3, § 28 Abs. 1 Satz 2, § 55 Abs. 2 Nr. 6 AufenthG). Damit habe er die

Konsequenz daraus gezogen, dass eine Integration als Folge eines langjährigen rechtmäßigen

Aufenthalts bereits stattgefunden habe und für eine Einbürgerung hinreichend abgeschlossen sei.

Hier sei der Zurechnungszusammenhang des (möglicherweise verschuldeten) Arbeitsplatzverlu-

stes von 1999 aufgehoben. Zum einen sei der Kläger später noch einmal in einem Beschäfti-

gungsverhältnis gestanden, das ausweislich des Kündigungsschreibens nur deswegen beendet

worden sei, weil der Kläger „trotz seiner außerordentlichen Mühe“ wegen seines Alters den

Arbeiten als Fahrer und Hausmeister nicht mehr gewachsen gewesen sei. Zum andern habe die

massive Verschlechterung seines Gesundheitszustands nach seinem Hinterwandinfarkt 2004 dazu

geführt, dass er nach Stellungnahme des Gesundheitsamts praktisch keinen Arbeitsplatz mehr

erhalten könne. Das Verhalten seiner Ehefrau, die ihre mangelnde Leistungsfähigkeit im Sinne

von § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 zu vertreten habe, könne dem Kläger nicht zugerechnet werden. Das

Staatsangehörigkeitsrecht enthalte keine Regelung, nach welcher der von einem Familienangehö-

rigen zu vertretende Bezug von Leistungen nach dem SGB II/XII anderen Familienangehörigen

zuzurechnen sei. Vielmehr stelle das Staatsangehörigkeitsrecht auf jeden Einbürgerungsbewerber

gesondert ab, ausdrücklich etwa bei der Miteinbürgerung gemäß § 10 Abs. 2 StAG „nach Maß-

gabe des Absatzes 1“.

Auf Antrag des Beklagten hat der Verwaltungsgerichtshof mit Beschluss vom 26.6.2006 - 12 S

644/06 - die Berufung zugelassen. In der rechtzeitig eingegangenen Berufungsbegründung nimmt

der Beklagte auf den Zulassungsantrag Bezug und macht geltend, das Verwaltungsgericht gehe zu

Unrecht davon aus, dass der Zurechnungszusammenhang eines verschuldeten Arbeitsplatzverlu-

stes und langjähriger Arbeitslosigkeit durch eine nachträglich eintretende Erwerbsunfähigkeit

unterbrochen werde. Eine derartige Auslegung widerspreche dem Gesetzeszweck, wonach die

(erleichterte) Anspruchseinbürgerung am Ende eines gelungenen Integrationsprozesses stehen

solle. Nur wirtschaftlich voll integrierte Ausländer, die etwa aus arbeitsmarktpolitischen Gründen

ihre Arbeit verlieren, sollten in den Genuss der Privilegierung des § 10 Abs. 1 Satz 3 (jetzt Satz 1

Nr. 3) StAG kommen und im Gegensatz zur Ermessenseinbürgerung nach § 8 StAG die Möglich-

keit der Einbürgerung trotz einbürgerungsschädlicher öffentlicher Leistungen erhalten. Dies habe



auch das Bundesverwaltungsgericht festgestellt. Dem Kläger sei es auch vor seiner Erwerbsun-

fähigkeit nicht gelungen, sich in den deutschen Arbeitsmarkt zu integrieren. Im Dezember 1991

eingereist, habe er den ersten Arbeitsplatz bereits zum 6.11.1992 verloren. Obwohl ihm wegen

seines Alters die Notwendigkeit von Arbeitsbemühungen hätte klar sein müssen, sei er erst nach

über fünf Jahren am 2.6.1998 ein neues Arbeitsverhältnis eingegangen, habe diesen Arbeitsplatz

aber bereits am 31.8.1999 wieder verloren, und das nicht aufgrund seiner gesundheitlichen

Einschränkungen. Seine Ehefrau habe noch weniger Integrationsbereitschaft gezeigt und sich

nicht einmal als arbeitsuchend gemeldet. Vor seinen gesundheitlichen Einschränkungen sei er

daher nicht erfolgreich wirtschaftlich integriert gewesen. Deshalb werde er von einer Ermessen-

seinbürgerung nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 StAG dauerhaft ausgeschlossen. Der Umstand, dass er

zwischenzeitlich wegen seines Alters und seiner gesundheitlichen Einschränkungen auf dem

Arbeitsmarkt nicht mehr vermittelbar sei, könne nicht zu einer anderen Bewertung führen.

Entsprechendes gelte für Behinderte und Eltern, die wegen der Erziehung mehrerer Kinder ihren

Lebensunterhalt länger nicht selbst bestreiten könnten. Es sei auch nicht einzusehen, warum der

Zurechnungszusammenhang eines verschuldeten Arbeitsplatzverlustes durch eine nachträglich

eingetretene Erwerbsunfähigkeit unterbrochen werden solle, nicht aber durch die mit dem Alter

sinkenden Arbeitsmarktchancen. Die Auffassung des Verwaltungsgerichts habe zur Konsequenz,

dass mit dem Erreichen des Rentenalters die Inanspruchnahme öffentlicher Leistungen nicht mehr

einbürgerungsschädlich sei. Bei der Bewertung der Frage, inwieweit der Kläger die fehlende

eigene Sicherung des Lebensunterhalts selbst zu vertreten habe, müsse auch sein Verhalten vor

dem Verlust des letzten Arbeitsplatzes berücksichtigt werden.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Verwaltungsgerichts Sigmaringen vom 25.1.2006 - 5 K 1868/04 - zu ändern

und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Er bezieht sich auf das angefochtene Urteil und macht ergänzend geltend, dieses Ergebnis ergebe

sich auch aus dem Wortlaut von § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StAG, der in der Gegenwartsform

gehalten sei. Daher komme es auf den im Moment der Entscheidung vorliegenden Sachverhalt an.

Ferner trägt der Kläger vor, er habe erst im September 1994 eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis

erhalten und sei jedenfalls bis dahin auf dem Arbeitsmarkt als Asylbewerber benachteiligt gewe-



sen. Er habe eine Arbeitserlaubnis gebraucht, die unter dem Vorbehalt der Arbeitsmarktprüfung

gestanden habe. Außerdem hätten es damals auch Deutsche in seinem Alter (52 Jahre) schwer

gehabt, einen Arbeitsplatz zu finden. Als ausgebildeter Lehrer sei er weder von Statur noch Praxis

schwere körperliche Arbeit gewohnt gewesen. Auch habe er im Alter von über 50 Jahren erst

deutsch lernen müssen. Selbst wenn die Vorwürfe der Firma O. in der Kündigung vom Sommer

1999 stimmen würden, sei ihm der Arbeitsplatzverlust heute nicht mehr vorzuwerfen. Spätestens

nach seiner schweren Erkrankung im Sommer 2004 hätte er diesen Arbeitsplatz verloren. Auch

das Arbeitsamt sei davon ausgegangen, dass er seine Kündigung im Jahr 1999 nicht schuldhaft

verursacht habe; jedenfalls sei keine Sperrzeit verhängt worden. Selbst wenn er seit Ende 1994 bis

zu seiner schweren Erkrankung ständig gearbeitet hätte, hätte er keine Rentenansprüche oberhalb

des Sozialhilfesatzes erwirtschaften können. Derzeit beziehe er keine Leistungen nach dem SGB

II und XII, ein entsprechender Antrag auf Grundsicherung sei 2007 abgelehnt worden.

Dem Senat liegen die einschlägigen Akten des Beklagten und die Widerspruchsakten des Regie-

rungspräsidiums Tübingen vor; auf ihren Inhalt wird verwiesen. Sie waren Gegenstand der

Beratung.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

 

Die Berufung des Beklagten ist nach ihrer Zulassung durch den Verwaltungsgerichtshof statthaft

und auch im übrigen zulässig. Insbesondere hat der Beklagte sie innerhalb eines Monats nach

Zustellung des Beschlusses über ihre Zulassung ausreichend begründet und einen bestimmten

Antrag gestellt (124a Abs. 6 Sätze 1 bis 3 VwGO). Die Berufung ist auch begründet. Der

Beklagte hat dem Kläger die Einbürgerungszusicherung zu Recht versagt.

Zutreffend ging das Verwaltungsgericht davon aus, dass der Kläger seinen Klagantrag zu Recht

auf die Verpflichtung des Beklagten zur Erteilung einer Einbürgerungszusicherung beschränkt

hat, da eine Einbürgerung unter Hinnahme der Mehrstaatigkeit nach dem Widerruf der Asyl-

berechtigung und der Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG/§ 51 Abs. 1 AuslG wohl nicht

mehr in Betracht kommt (vgl. § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 StAG). Es trifft auch zu, dass sich das

Zusicherungsermessen auf eine Pflicht zur Erteilung einer Einbürgerungszusicherung reduziert,

wenn der Einbürgerungsanspruch hierdurch leichter durchgesetzt werden kann (Senatsurteil vom

6.7.1994 - 13 S 2147/93 -, InfAuslR 1995, 116), und dass maßgeblich auf die Sach- und Rechts-

lage im Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung abzustellen ist (vgl. Senatsurteil vom 12.1.2005 -

13 S 2549/03 -, VBlBW 2006, 70.). Das Verwaltungsgericht hätte die Klage jedoch abweisen

müssen, da der Kläger keinen Anspruch auf die Erteilung einer Einbürgerungszusicherung hat.



1. Der Kläger erfüllt die Voraussetzungen der sog. Anspruchseinbürgerung nach § 10 StAG nicht.

Diese Vorschrift ist in der vor dem 28.8.2007 geltenden Fassung anzuwenden, soweit diese gün-

stigere Bestimmungen enthält (§ 40c StAG i.d.F. des Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und

asylrechtlicher Richtlinien der europäischen Union vom 19.8.2007, BGBl. I S. 1970). Die Frage

der Günstigkeit ist in Bezug auf jede einzelne Einbürgerungsvoraussetzung zu beantworten, die

nicht nach beiden Gesetzesfassungen erfüllt ist. Es ist die jeweils dem Einbürgerungsbewerber

günstigere Regelung anzuwenden, so dass sich ein Einbürgerungsbegehren teils nach bisherigem,

teils nach neuem Recht beurteilen kann (Berlit, InfAuslR 2007, 457, 466).

Die Beteiligten streiten ausschließlich darüber, ob der Einbürgerungsanspruch des Klägers an § 10

Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StAG scheitert. Die übrigen Einbürgerungsvoraussetzungen des § 10 Abs. 1

StAG liegen bis auf Aufgabe oder Verlust der bisherigen Staatsangehörigkeit (§ 10 Abs. 1 Satz 1

Nr. 4 StAG) vor. Nach § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 StAG in der seit 28.8.2007 geltenden Fassung –

die bis dahin geltende Fassung war für den Kläger nicht günstiger und wurde, soweit sie ihn be-

trifft, nur redaktionell verändert (vgl. § 10 Abs. 1 Satz 3 StAG a.F. und Berlit, a.a.O., Seite 465) –

setzt der Einbürgerungsanspruch voraus, dass der Ausländer den Lebensunterhalt für sich und

seine unterhaltsberechtigten Familienangehörigen ohne die Inanspruchnahme von Leistungen

nach dem Zweiten oder Zwölften Buch Sozialgesetzbuch bestreiten kann oder deren Inanspruch-

nahme nicht zu vertreten hat.

a) Der Kläger kann den Lebensunterhalt für sich und seine unterhaltsberechtigten Familienange-

hörigen nicht ohne die Inanspruchnahme von Leistungen nach SGB II oder SGB XII bestreiten.

Dieses Erfordernis der eigenständigen wirtschaftlichen Sicherung ist zukunftgerichtet und ver-

langt eine Prognose, ob der Lebensunterhalt auch künftig eigenständig gesichert ist (Berlit, GK-

StAR, § 10, 2005, Rn. 230 f.). Dies ist nicht der Fall. Vielmehr ist zu erwarten, dass der Kläger

für den Lebensunterhalt von sich und seiner Ehefrau sowie seinem jüngsten Sohn auf Leistungen

nach SGB II oder SGB XII angewiesen ist. Das ist auch zwischen den Beteiligten unstreitig. Zwar

bezieht der Kläger für sich selbst momentan keine Leistungen nach SGB II oder XII, jedoch

erhalten seine Ehefrau und sein jüngster Sohn solche Leistungen, und auch er selbst hat

inzwischen wieder einen Antrag auf Grundsicherung im Alter nach SGB XII gestellt, da das ihm

als Einkommen angerechnete Kindergeld für seine Tochter inzwischen weggefallen ist. Der

Kläger geht also auch selbst von der fortdauernden eigenen Bedürftigkeit aus.



b) Diese Inanspruchnahme hat der Kläger zu vertreten, weil er über mehrere Jahre hinweg aus von

ihm zu vertretenden Gründen arbeitslos war und es damit auch versäumt hat, Rentenansprüche für

das Alter zu erwerben. Hierdurch hat er adäquat-kausal die (Mit-)Ursache für seinen jetzigen

Leistungsbezug gesetzt. Im Einzelnen:

Ein Einbürgerungsbewerber hat den Bezug von Leistungen nach dem Zweiten oder Zwölften

Sozialgesetzbuchs zu vertreten, wenn er durch ihm zurechenbares Handeln oder Unterlassen

adäquat-kausal die Ursache für den fortdauernden Leistungsbezug gesetzt hat. Das Vertreten-

müssen beschränkt sich nicht auf vorsätzliches oder fahrlässiges Handeln (§ 276 Abs. 1 Satz 1

BGB). Es setzt kein pflichtwidriges, schuldhaftes Verhalten voraus. Das Ergebnis muss lediglich

auf Umständen beruhen, die dem Verantwortungsbereich der handelnden Person zurechenbar sind

(OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 1.7.1997 - 25 A 3613/95 -, InfAuslR 1998, 34, 35;

Bayerischer VGH, Beschluss vom 6.7.2007 - 5 ZB 06.1988 -, juris; Hessischer VGH, Beschluss

vom 8.5.2006 - 12 TP 357/06 -, DÖV 2006, 878, zitiert nach juris; VG Göttingen, Urteil vom

7.9.2004 - 4 A 4184/01 -, juris; Hailbronner, in Hailbronner/ Renner, StAG, 5. Aufl. 2005, § 10

Rn. 23; Berlit, in: GK-StAR, § 10, 2005, Rn. 242 f. m.w.N.). Ob der Ausländer den Leistungs-

bezug zu vertreten hat, ist eine verwaltungsgerichtlich uneingeschränkt nachprüfbare Rechtsfrage,

für die der Einbürgerungsbehörde kein Ermessens- oder Beurteilungsspielraum zukommt. Ein

Arbeitsloser hat den Leistungsbezug zu vertreten, wenn er nicht in dem sozialrechtlich gebotenen

Umfang bereit ist, seine Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhalts für sich und seine

unterhaltsberechtigten Angehörigen einzusetzen, ferner wenn er sich nicht um Arbeit bemüht oder

bei der Arbeitssuche nachhaltig durch Gleichgültigkeit oder mögliche Arbeitgeber abschreckende

Angaben zu erkennen gibt, dass er tatsächlich kein Interesse an einer Erwerbstätigkeit hat (Berlit,

a.a.O., Rn. 247; Verwaltungsgericht Karlsruhe, Urteil vom 9.12.2004 - 2 K 913/04 -, juris).

Ebenso wird angenommen, dass der Einbürgerungsbewerber den Leistungsbezug zu vertreten hat,

wenn sein Arbeitsverhältnis wegen Nichterfüllung arbeitsvertraglicher Pflichten gekündigt oder

aufgelöst und die Arbeitslosigkeit dadurch von ihm vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt

wird (Hailbronner, a.a.O., Rn. 24, Berlit, a.a.O., Rn. 247). Als Indiz wird die Verhängung einer

Sperrzeit angesehen (vgl. § 144 Abs. 1 Nr. 1 SGB III). Jedoch genügen auch andere Hinweise auf

Arbeitsunwilligkeit (Hailbronner, a.a.O., Rn. 24). Eine personenbedingte Kündigung, die in einem

arbeitsgerichtlichen Verfahren Bestand hat, steht der Einbürgerung entgegen, ohne dass es einer

eigenständigen Prüfung der Kündigungsumstände durch die Einbürgerungsbehörde bedarf (OVG

Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 1.7.1997, a.a.O.). Umgekehrt wird das Vertretenmüssen des

Leistungsbezugs allgemein verneint, wenn die Arbeitslosigkeit auf einer krankheits- oder

betriebsbedingten Kündigung oder Konjunkturgründen beruht. Stets ist bei der Beurteilung des

Vertretenmüssens auch der Grundsatz der selbstgesicherten wirtschaftlichen Existenz im Blick zu



halten: Der Einbürgerungsbewerber hat den Lebensunterhalt grundsätzlich ohne Inanspruchnahme

von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach SGB II oder XII zu bestreiten (Berlit,

a.a.O., Rn. 215). Da der nicht zu vertretende Leistungsbezug eine Ausnahme von diesem Grund-

satz darstellt, ist für die Frage, ob der Einbürgerungsbewerber den Leistungsbezug zu vertreten

hat, ein strenger Maßstab anzulegen. Von diesen Anforderungen an die wirtschaftliche Integration

ist auch nicht im Hinblick auf den Gesetzeszweck abzusehen; seit (mit Wirkung vom 1.1.2000)

die Mindestaufenthaltsdauer auf acht Jahre herabgesetzt wurde, zieht der Einbürgerungsanspruch

ohnehin nicht mehr die Konsequenz daraus, dass die Integration als Folge eines 15-jährigen

rechtmäßigen Aufenthalts bereits erfolgreich abgeschlossen ist (so BVerwG, Beschluss vom

27.10.1995 - 1 B 34.95 -, InfAuslR 1996, 54 zur damaligen Rechtslage; vgl. hierzu Berlit, a.a.O.,

§ 10 Rn. 241; siehe zur rechtspolitischen Diskussion um Integration als Einbürgerungsvorausset-

zung allgemein auch Hailbronner, a.a.O., § 10 Rn. 1, S. 576 f.).

Bei Anwendung dieser Grundsätze hat der Kläger zwar nicht zu vertreten, dass er jetzt kein

Erwerbseinkommen hat und deshalb mit Ehefrau und Sohn auf Sozialleistungen nach SGB II oder

XII angewiesen ist; denn er steht dem Arbeitsmarkt aus Alters- und Gesundheitsgründen nicht

mehr zur Verfügung, ohne dass er dies zu vertreten braucht.

Jedoch kann ein Einbürgerungsbewerber den Leistungsbezug unter Umständen auch dann noch zu

vertreten haben, wenn er auf einer früher zurechenbaren Arbeitslosigkeit beruht und der Zurech-

nungszusammenhang noch fortbesteht. So liegt der Fall hier: Nach Überzeugung des Senats hat

der Kläger jedenfalls die Zeiten seiner Arbeitslosigkeit zwischen der Asylanerkennung im Mai

1994 und dem Beginn des Arbeitsverhältnisses im Juni 1998 im Sinne des § 10 Abs. 1 S. 1 Nr. 3

StAG zu vertreten. Der Senat geht – anders als der Beklagte und das Verwaltungsgericht, das

diese Frage offen gelassen hat – zu seinen Gunsten davon aus, dass ihm die Kündigung seines

Arbeitsverhältnisses zum 31.08.1999 nicht zuzurechnen ist und er auch seine Arbeitslosigkeit

danach im Hinblick auf die beiden kurzzeitigen Beschäftigungen in den Jahren 2000 und 2001

und seine gesundheits- und altersbedingten Einschränkungen nicht mehr zu vertreten hat. Jedoch

hatte er seit seiner Asylanerkennung im Mai 1994 die Perspektive eines dauerhaften Bleiberechts

in Deutschland. Spätestens ab diesem Zeitpunkt hätte er sich aus Gründen der sozialen Sicherung

verstärkt um einen Arbeitsplatz bemühen müssen. Gerade im Zeitraum von Mai 1994 bis Juni

1998 hat er jedoch keine ausreichenden Bemühungen unternommen. In diesen etwa vier Jahren

hat er lediglich einmal für etwa acht Wochen bei einer Reinigungsfirma gearbeitet. Dieses

Arbeitsverhältnis hat er nach seinen Angaben in der mündlichen Verhandlung von sich aus

gekündigt, weil er täglich zwei bis drei unbezahlte Überstunden habe machen müssen. Die Frage

des Senats, warum er sich damals nicht bei der Reinigungsfirma beworben habe, in der seine Frau



seit 1996 arbeite, konnte er nicht beantworten. Auch um eine andere Arbeitsstelle hat er sich in

diesem gesamten Zeitraum nicht gekümmert, auf Nachfrage in der mündlichen Verhandlung

konnte er keine einzige Bewerbung nennen, die er in diesen vier Jahren eingereicht hat.

Das Vertretenmüssen des Sozialleistungsbezugs ist auch nicht aus den vom Kläger angeführten

Gründen zu verneinen. Seine Argumente, er habe auf dem Arbeitsmarkt schon deshalb kaum

Chancen gehabt, weil er als Fünfzigjähriger zu alt gewesen sei und erst habe deutsch lernen und

für seine Asylanerkennung kämpfen müssen, überzeugen nicht. Eine Benachteiligung am

Arbeitsmarkt als Asylbewerber war nicht der entscheidende Grund für seine lange Arbeitslosig-

keit. Bereits wenige Wochen nach der Einreise – also in der Zeit der ersten sprachlichen und

kulturellen Eingewöhnung und des Asylverfahrens – konnte er einen Arbeitsplatz finden, den er

auch für neun Monate behielt. Auch die Beschäftigung bei einem Steinmetz im April 1994 fiel

noch in die Zeit des Asylverfahrens. Der Verlust seiner Stelle im August 1999 ist weder mit

Sprach- noch mit Konjunkturproblemen zu erklären. Seine Einlassung, als ausgebildeter Lehrer

sei er weder von Statur noch Praxis schwere körperliche Arbeit gewohnt gewesen, wiegt deshalb

nicht schwer, weil er im Laufe der Jahre mehrere Arbeitsstellen gefunden hat, die nicht an der

schweren körperlichen Arbeit scheiterten. Schließlich waren auch seine späteren gesundheitlichen

Einschränkungen durch den Bandscheibenvorfall im Jahr 1997 nicht der Grund seiner damaligen

Arbeitslosigkeit. Zum einen war er nach dem Gutachten des Gesundheitsamts vom August 1997

mit Einschränkungen arbeitsfähig und zum anderen hat er im Juni 1998 eine Arbeitsstelle gefun-

den, die ihm erst 14 Monate später aus anderen als gesundheitlichen Gründen gekündigt wurde.

Die Abhängigkeit von Leistungen nach dem SGB II/XII beruht auch heute noch auf dieser zu

vertretenden Arbeitslosigkeit. Hat ein erwerbsverpflichteter Ausländer ihm zurechenbar den Ver-

lust eines Arbeitsplatzes mit hinreichendem Einkommen verursacht oder wie hier seine Arbeits-

losigkeit aus anderen Gründen zu vertreten, liegt dies aber einen erheblichen Zeitraum zurück, so

hängt es von den Umständen des Einzelfalles ab, ob der Zurechnungszusammenhang fortbesteht

oder durch weitere Entwicklungen unterbrochen ist. Hierfür sind grundsätzlich auch Art und Maß

der nachfolgenden Bemühungen um einen neuen Arbeitsplatz sowie die individuellen Arbeits-

marktchancen und der zeitliche Abstand zur zurechenbaren Arbeitslosigkeit zu berücksichtigen.

Der Zurechnungszusammenhang kann auch durch zusätzliche Ereignisse wie etwa eine nachträg-

lich eingetretene Erwerbsunfähigkeit unterbrochen werden, nicht jedoch allein durch die mit

zunehmendem Alter sinkenden Arbeitsmarktchancen. Eine zeitlich unbegrenzte „Ewigkeits-

wirkung“ ist abzulehnen (Berlit, a.a.O., Rn. 249 f.).



Beim Kläger wird der Zurechnungszusammenhang entgegen der Auffassung des Verwaltungs-

gerichts weder durch die erneute Beschäftigung im Jahr 2001 noch durch den Herzinfarkt im Jahr

2004 noch durch den Eintritt ins Rentenalter unterbrochen, sondern besteht fort. Bei der gebote-

nen Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalles fällt hier in besonderer Weise ins Gewicht,

dass der Kläger durch die zu vertretende Arbeitslosigkeit heute geringere Rentenansprüche hat.

Deshalb hat er die Abhängigkeit von Leistungen nach dem SGB II/XII - jedenfalls teilweise -

auch heute noch zu vertreten. Er hat es über längere Zeit unterlassen, durch zumutbare Arbeit

Rentenanwartschaften zu erwerben, die wenigstens einen Teil seines Bedarfs abdecken. Er hätte

sich damals nicht nur deshalb auf Stellen bewerben müssen, um durch das Erwerbseinkommen

von Sozialhilfe unabhängig zu sein, sondern auch um sich Rentenansprüche für die Alterssiche-

rung aufzubauen. Zutreffend weist der Beklagte darauf hin, dass sonst die Einbürgerungsvoraus-

setzung der eigenständigen Sicherung des Lebensunterhalts ab Eintritt in das Rentenalter prak-

tisch leer liefe, weil dann alle Ausländer, die sich aus eigenem Verschulden nicht wirtschaftlich

integriert hätten, bei Vorliegen der übrigen Voraussetzungen mit Erreichen des Rentenalters

eingebürgert werden müssten. Zu Lasten des Klägers ist zu berücksichtigen, dass er seine

Asylanerkennung und den Erhalt einer unbefristeten Aufenthaltserlaubnis im Jahr 1994 nicht als

Anlass gesehen hat, sich um die dauerhafte Eingliederung in den Arbeitsmarkt zu bemühen.

Vielmehr hat er umgekehrt seine anfänglichen Bemühungen – immerhin hatte er während seines

Asylverfahrens unmittelbar nach der Einreise für neun Monate gearbeitet und dann im April 1994

noch einmal in seinem eigenen Fachgebiet bei einem Steinmetzen eine Stelle gefunden – fast voll-

ständig eingestellt, als er mit der Asylanerkennung im Mai 1994 die Perspektive eines dauerhaften

Bleiberechts hatte. Obwohl ihm die Notwendigkeit der Integration in den Arbeitsmarkt, wie

dargelegt, in dieser Zeit besonders bewusst sein musste, hat er sich von der Asylanerkennung an

weit über zwei Jahre bei keinem Arbeitgeber beworben und nach seiner Kündigung vom Dezem-

ber 1996 auch nicht bei dem Arbeitgeber seiner Ehefrau nach einer Stelle gefragt, obwohl das

aufgrund derselben Branche besonders nahegelegen hätte. Es ist davon auszugehen, dass der

Kläger mit angemessenen Bemühungen auch für längere Zeit Arbeit gefunden und aufgrund der

Renteneinzahlungen heute einen höheren Rentenanspruch hätte, weil dann zu den Versicherungs-

zeiten in der deutschen Rentenversicherung und den zurückgelegten Versicherungszeiten in

Serbien (vgl. den vorgelegten Rentenbescheid der Deutschen Rentenversicherung Bayern Süd

vom 24.9.2007) noch weitere Versicherungszeiten hinzuzurechnen wären. Dass ihm diese Ren-

tenansprüche jetzt fehlen, muss er deshalb vertreten, weil er sich in der Zeit von Mai 1994 bis Juni

1998 nicht ausreichend um Arbeit gekümmert hat. Unerheblich ist in diesem Zusammenhang,

dass es ihm wegen seines fortgeschrittenen Alters bei der Einreise wohl nicht gelungen wäre,

Rentenansprüche oberhalb des Regelbedarfssatzes zu verdienen. Denn die Inanspruchnahme von

Sozialleistungen nach SGB II oder XII ist auch dann einbürgerungsschädlich, wenn der Ausländer



sie nur teilweise zu vertreten hat. Dass seine Rente auch mit diesen Einzahlungszeiten unterhalb

des Sozialhilferegelsatzes bliebe, kann ihn daher nicht entlasten. Im übrigen obliegt dem Einbür-

gerungsbewerber hier eine besondere Darlegungspflicht, was die fehlende Kausalität zwischen

Arbeitslosigkeit und Sozialleistungsbezug angeht.

2. Die Ermessenseinbürgerung nach § 8 StAG scheidet ebenfalls aus. Sie setzt nach § 8 Abs. 1

Satz 1 Nr. 4 StAG unter anderem voraus, dass der Ausländer sich und seine Angehörigen zu

ernähren imstande ist. Dies ist beim Kläger nicht der Fall. Von diesen Voraussetzungen kann

wegen Fehlens einer besonderen Härte auch nicht gemäß § 8 Abs. 2 StAG abgesehen werden.

Nachdem die Anspruchseinbürgerung daran scheitert, dass der Kläger die Inanspruchnahme von

Sozialleistungen nach dem SGB II/XII wegen des fehlenden Erwerbs von Rentenanwartschaften

zu vertreten hat, ist eine besondere Härte weder unter dem Gesichtspunkt des unverschuldeten

Sozialhilfebezugs noch unter dem Aspekt der älteren Person mit langem Inlandsaufenthalt zu

bejahen (vgl. hierzu Nr. 8.2 der Vorläufigen Anwendungshinweise Baden-Württembergs vom

Dezember 2007; Marx, in: GK-StAR, § 8 StAG, 2006, Rn. 107.9 und 107.12 mit Verweis auf Nr.

8.1 Abs. 3 StAR-VwV). Unerheblich ist daher, dass der Beklagte kein Ermessen zu § 8 Abs. 2

StAG ausgeübt hat.

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus den § 154 Abs. 1 VwGO.

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des § 132 VwGO nicht vorliegen.

B e s c h l u s s

vom 12. März 2008

Der Streitwert für das Berufungsverfahren wird gemäß § 63 Abs. 2, 52 Abs. 1 GKG auf 10.000,--

EUR festgesetzt (vgl. Nr. 42.1 des „Streitwertkatalogs 2004“, abgedr. bei Kopp/Schenke, a.a.O.,

Anh § 164 Rn. 14).

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VwGO).


